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Darmstädter Aufnahmesperre schockt Landespolitiker

zu erwarten waren, falls die TH 
beim völligen Aufnahmestop bleiben 
sollte. Andererseits wurden der TH 
1,5 Mio DM für dieses Jahr und 3 
Mio DM für das nächste in Aussicht 
gestellt, wenn die TH klein beigab. 
Unter dem ungeheuren Zeitdruck — 
wenn das Geld überhaupt noch sinn­
voll sein sollte, mußte es sofort 
kommen, damit den anzustellenden 

.Assistenten rechtzeitig Zusagen ge­
macht werden konnten — bat das 
Direktorium den Senat, ihm neue 
Direktiven zu geben.
Aus der begründeten Angst, der 
Kultusminister werde der TH ein­
fach den von ihr abgelehnten nume- 
rus clausus aufzwingen, schlugen die 
Rektoren vor, dem Land einen ge­
milderten Aufnahmestop im Aus­
tausch für das Geld anzubieten. 
Konrektor Beck dachte an eine 
ebenfalls demonstrative Ausnahme­
regelung: Nicht betroffen von der 
Sperre sollten die Leute vom Zwei­
ten Bildungsweg, die Gymnasial- 
und die Gewerbelehrer (die politisch 
inzwischen auch aktuell geworden 
sind) sein.
An Zahlen nannte er etwa 560 feste 
Zusagen (ausländische Studienan­
fänger, Bundeswehrabgänger mit 
verkürztem Wehrdienst, ins 1. Seme­
ster rückgestufte E-Techniker usw.) 
und etwa 210 Studienanfänger des 
von ihm vorgeschlagenen Kreises. 
Alle Zahlen mußten mit einem gro­
ßen Unsicherheitsfaktor versehen 
werden. Außerdem glaubten die 
Rektoren, die Sperre für die Archi- 
tekturfakultät nicht vertreten zu 
können (etwa 80 Anfänger).
Der Senat sah seine erste Entschei­
dung, die auch durch die neuen Zah­
len nicht erschüttert wurde, mit 
Recht gefährdet und lehnte eine 
Revision nur auf die vagen Andeu­
tungen des Kultusministeriums hin 
ab. Erstmals waren sich im Senat 
Professoren, Assistenten und Stu­
denten in einer wichtigen Angele­
genheit einig. Es wurde abgelehnt, 
sich in j^ e m  Kuhhandel unzurei­
chende ^W en zu ermauscheln, die 
an der grundsätzlichen Misere nichts 
ändern, sondern im Gegenteil eine 
echte Sanierung auf längere Zeit un­
möglich machen würden. Den Rek­
toren wurden nur die Leute des 
Zweiten^tfldungsweges als „Ver- 
handlung^cpielraum“ zugestanden. 
Am vergangenen Montag schließlich 
verhandelte das Direktorium noch­
mals in Wiesbaden, diesmal auch 
mit Finanzminister Osswald. Duka- 
ten-Ossi öffnete endgültig seinen 
Geldsack und warf den hessischen 
Hochschulen insgesamt 5,2 Mio DM 
in den Rachen. Darmstadt kam rela­
tiv am besten weg und erhielt, ge­
messen an den Studentenzahlen, 
am meisten, nämlich 1,4 Mio DM. 
In der Diskussion wurde klargestellt, 
daß diese Summe für den Rest die­
ses Jahres lediglich eine einmalige 
Spritze zur Behebung der ärgsten 
Notstände sein kann. Die Personal­
stellen (Assistenten), die von dem 
Notgroschen bezahlt werden, über­
nimmt das Land in den Nachtrags­
haushalt 1970. Darüberhinaus wurde 
vom Finanzministerium zugesagt, daß 
im nächsten Jahr mehr Geld zur 
langfristigen Investition zur Verfü­
gung stehen wird, allerdings nur in 
Verbindung mit einer genauen Struk­
tur- und Bildungsplanung. Dazu soll 
schon je'tzt das im Hochschulgesetz 
vorgesehene Landeshochschulkura­
torium gebildet werden, in dem ne­
ben Ministerialbeamten alle Grup­
pen der Hochschule vertreten sein 
sollen.
Der Darmstädter Aufnahmestop hat 
nun — nach der überaus generösen 
Zuteilung des Finanzministers —  
wenig Aussicht auf Genehmigung 
durch das Kultusministerium. Es sei 
nicht eine generelle Überlastung 
der Hochschulen festzustellen, es 
handele sich vielmehr um spezifische 
Engpässe bei wenigen Fakultäten: 
so die Argumente des Ministeriums. 
Der Kleine Senat wird also aus po­
litischen Gründen die Hochschule 
durch Zulassung weiterer Sonder­
gruppen ein bißchen weiter aufma- 
chen müssen.
Eines hat das Geschrei um den Auf­
nahmestop jedenfalls erreicht: Man 
ist in Wiesbaden jetzt wenigstens 
bereit, die Finanzprobleme der 
Hochschulen zur Kenntnis zu neh­
men. Ob sie allerdings auch zu ihrer 
Zufriedenheit gelöst werden, müs­
sen die Haushaltsentwürfe der näch­
sten Jahre zeigen.

MANÖVERKRITIK
Der viertägige Streik der Studen­
tenschaft ist gelaufen, vorbei — 
und er ist überraschend gut ge­
laufen, wenn man ihn nicht an 
der Arbeit des Streikrates mißt. 
Was im von der Vollversammlung 
eingesetzten Streikrat vor sich 
ging, kann kaum noch als „Ein­
übung von Widerstand“ bewertet 
werden; man schien vielmehr da­
rauf aus zu sein, alle nur mög­
lichen Fehler der Reihe nach 
durchzuspielen, um sie künftigen 
Streikratgenerationen zu erspa­
ren.
Am Eifer, am blinden, hat es 
nicht gefehlt. Da stürzten sich die 
frischgebackenen Streikräte so­
fort in emsige Detailarbeit, fata­
lerweise nur alle in die gleiche, 
nämlich festzulegen, in welche 
Vorlesung man am nächsten Mor­
gen gehen wolle, um die Kommi­
litonen aufzuklären. Die anderen 
Probleme wie Plakate, Flugblät­
ter, Streikzeitung, Öffentlich­
keitsarbeit sollten anschließend 
bewältigt werden. Da wurde kein 
Aufgabenkatalog erstellt, keine 
Arbeit wurde verteilt.
So kam es, daß den verdutzten 
Kommilitonen am nächsten Mor­
gen statt eines informierenden 
Flugblatts ein Veranstaltungspro­
gramm der Arbeitsgruppen ohne 
jede Einleitung in die Hand ge­
drückt werden mußte, die Streik­
zeitung schließlich von der -dds- 
geschrieben wurde und die Ar­
chitekten auf eigene Faust Pla­
kate produzieren und verkleben 
mußten.
Am Mittwoch nachmittag war der 
Eifer schon erschlafft, die Streik­
räte müde und übernächtigt.
Die Streikzentrale war fast aus­
gestorben, einen organisierten 
Anwesenheits- oder Nachrichten­
dienst gab es nicht. Wer anwe­
send war, wußte nicht, was die 
planten, die den Raum gerade 
verlassen hatten. Informationen 
wurden nicht gesammelt. Viele 
der Streikräte saßen in den 
Teach-Ins und Arbeitsgruppen, 
später im Großen Senat. So ka­
men der Aufruf zu den Vorle- 
sungs-go-ins und das Flugblatt 
an die Streikbrecher praktisch 
durch Privatinitiative anderer 
Kommilitonen und ohne Wissen 
des Streikrates zustande. 
Glücklicherweise verselbständig­
te sich der Streik in den weite­
ren Tagen derart, daß der größte 
Teil der Vorlesungen, Übungen 
und Praktika entweder von vorn­
herein abgesagt oder auf leich­
ten Anstoß hin boykottiert wurde. 
Für künftige Streikaktionen muß 
daraus gefolgert werden:
•  Ohne Arbeitsteilung und Pla­

nung geht es nicht; die Auf­
gaben müssen besprochen 
und verteilt werden.

•  20 Mann allein können keine 
Hochschule lahmlegen, alle 
Streikwilligen müssen ange­
sprochen und zu Vorlesungs- 
go-ins und -Diskussionen, vor 
allem in ihren eigenen Vor­
lesungen, herangezogen wer­
den.

•  Die Streikzentrale muß Nach­
richten wirklich sammeln (und 
nicht nur entgegennehmen), 
damit sie allen zugänglich 
sind, dazu muß sie ständig 
durch dazu eingeteilA Leute 
besetzt sein.

•  Der Streikrat muß zu festen 
Terminen tagen, und das mehr 
als einmal täglich.

•  Die Öffentlichkeitsarbeit 
schließlich muß intensiviert 
werden, damit die Studenten­
schaft nicht weiterhin ohne 
Rückendeckung dasteht.

Das Gelingen des Streikes darf 
über die Notwendigkeit dieser 
Forderungen nicht hinwegtäu­
schen, er fand unter besonders 
günstigen Bedingungen statt 
(Pfingstpause, Sympathie der 
meisten Assistenten und einiger 
Professoren). In Zukunft wird es 
härter zugehen.
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Termine:
Do 12. 6. -  16.00 Uhr 
VOLLVERSAMMLUNG MB 
Saal 11/283

Do 12. 6. -  19.30 UhissaaaJ 
TEACH-IN über den ISK 
Mensa-Cafe

Do 12. 6. -  20.00 Uhr 
TEACH-IN über weitere 
Maßnahmen gegen das HUG 
Gr. ET-HörsaalC^i r ^ ^ ^ ^

Mi 18. 6. -  18.15 Uhr 
GROSSER SENAT 
Gr. ET-Hörsaal 
(Jeden Mittwoch Sitzung 
des Großen SenafsT7
F ^ 0 . 6. -  11.00 Uhr 
FAKULTÄTSSITZUNG M/Ph

IjSaal 11/100

Di 24* 6. -  17.00 Uhr 
FAKULTÄTSSITZUNG MB 
Saal 11/100

AUFNAHMESTOP GESTOPPT
Als die Fakultät Elektrotechnik für 
das kjommende Wintersemester die 
Zulassungssperre für Erstsemester 
befccnloß, als die Fakultät Mathema- 
tik/Physik ebenfalls den Aufnahme­
stop beschloß — davon waren alle 
Fakultäten betroffen, weil die TH- 
Studenten bis auf wenige Ausnah­
men Mathematik, Physik und Mecha­
nik hören müssen —, zeigte sich kei­
ne Reaktion, Such nicht, nachdem die 
Beschlüsse veröffentlicht waren. 
Bereits vor einem Jahr hatten ange­
sichts der stark gestiegenen Stu­
dentenzahlen vor allem die ET-Assi- 
stenten einen Aufnahmestop gefor­
dert, um die unerträglich geworde­
nen Studienbedingungen zu ändern, 
waren aber in den Beschlußgremien 
der Hochschule damit nicht durchge­
kommen. Und das im Februar ange­
kurbelte Dringlichkeitsprogramm für 
die hessischen Hochschulen hatte 
bewiesen, daß das Kultusministerium 
wußte, wie es an den Hochschulen 
aussah.
Nachdem die Hochschulen ihre For­
derungen angemeldet hatten, mach­
te Kultusminister Schütte einen

den Eindruck zu vermeiden, daß^mit 
1,5 Mill. DM die drohende und zuri\ 
Teil schon eingetretene Katastrophe 
an der Technischen Hochschule 
Darmstadt verhindert werden könnte. 
Der Ernst der Situation zwingt je­
doch die Hochschule, zu dieser äu­
ßersten Maßnahmen nicht zu greifen. 
Der Verwaltungsrat beto^ttk aber 
nochmals ausdrücklich, daß ^We Zu­
schußgewährung in Höhe von 1,5 
Mill. DM die Bezeichnung „Dring­
lichkeitsprogramm“ nicht verdient, 
und hält nach wie vor an der Be­
reitstellung der im März ano^prder- 
ten 8 Mill. DM fest.“
Unbeirrt beantwortete die ^Wultus- 
Staatssekretärin Hamm-Brücher eine 
Anfrage im Landtag, die Hochschu­
len hätten ganz genau gewußt, wie­
viel Geld mit dem Dringlichkeitspro­
gramm bereitgestellt werden sollte 
— was schlicht unwahr ist: in dem 
Dringlichkeits-Erlaß vom 5. Februar 
wurde nicht der geringste konkrete 
Hinweis auf die mögliche Höhe der 
Summe gegeben; selbst der Finanz­
minister wußte ja von nichts. 
Außerdem seien die Hochschulen

Rückzug. Die eingereichten Forde­
rungen beliefen sich auf insgesamt 
43 Mio DM, Schütte nannte nun 
einen Betrag von 4 bis 6 Mio DM: 
Der Finanzminister war noch nicht 
einmal gefragt worden.
Das Darmstädter Notprogramm 
wurde von 8 auf 1,5 Mio DM ge­
kürzt. Resigniert schrieb Kanzler 
Wilke an den Kultusminister:

„ . . .  Der Verwaltungsrat (der THD) 
hat ernstlich erwogen, das an die 
Hochschule gestellte Ansinnen, eine 
neue Dringlichkeitsliste im Umfang 
von 1,5 Mill. DM vorzulegen, abzu­
lehnen, um bei der Landesregie­
rung, im Parlament und in der Öf­
fentlichkeit unter allen Umständen

selbst schuld, wenn sich das Pro­
gramm nun um ein Semester verzö­
gere. Die Darmstädter Anforderun­
gen nannte sie, Empörung in der 
Stimme, eine Wunschliste an den 
Weihnachtsmann, aber kein Dring­
lichkeitsprogramm. Recht hatte die 
wackere Dame insofern, als im Kul­
tusministerium offenbar nur Weih­
nachtsmänner sitzen — weit weg von 
der Wirklichkeit, in einer Traumwelt 
lebend.
Die Fakultätsbeschlüsse zur Aufnah­
mesperre mußten vom kleinen Senat 
bestätigt werden. Angesichts der 
vorgelegten Zahlen und der Unver­
schämtheit des Landes machte der 
Senat nach ausführlicher Debatte 
kurzen Prozeß und beschloß eine

völlige Aufnahmesperre für vorerst 
ein Jahr. Ausgenommen von dem 
Beschluß wurden Studienbewerber, 
dönen * bereits feste Zusagen ge­
macht worden waren, und Studenten 
von anderen Fachschulen, [die also 
in höhere Semester einsteigen.
Der Senat stellte eindeutig klar, daß 
die TH nicht mehr fähig und bereit 
ist, die Versäumnisse des Landes zu 
decken: Die Steigerung der Stu­
dentenzahlen geht überwiegend auf 
hessische Bewerber zurück. Der Se­
nat lehnte es ab, sich auf untragbare 
Kompromisse einzulassen, und wei­
gerte sich deshalb auch, einen wie 
auch immer gearteten numerus clau­
sus nur zu erwägen, um nicht die 
verfassungswidrige Finanzausstat­
tung durch das Land mit einer eben­
so ungerechten wie nichts ändern­
den Lösung durch die Hochschule 
auch noch zu bestätigen.
Der für bundesdeutsche Hochschulen 
einmalige Senatsbeschluß zeigte 
endlich Wirkung. Das Kultusministe­
rium, das Zulassungsbeschränkungen 
genehmigen muß, versprach konster­
niert eine genaueste Überprüfung, 
ließ aber von Anfang an erkennen, 
daß es den Senatsbeschluß in dieser 
Form nicht bestätigen werde. Land­
tagsabgeordnete schalteten sich ein, 
Darmstädter Abiturienten und der 
Landesschulsprecher äußerten sich 
mit Verständnis für die TH-Entschei- 
dung und Vorwürfen gegen den Kul­
tusminister, der Landeselternbeirat 
verstand überhaupt nichts mehr. 
Während einer Sitzungspause im 
Landtag, der gerade (ausgerechnet!) 
das HUG in 1. Lesung behandelte, 
sagte Kultusminister Schütte zu 
Journalisten, die Darmstädter Zu­
lassungssperre verstoße gegen den 
Artikel 12 des Grundgesetzes (freie 
Wahl der Ausbildungsstätte) und sei 
damit grundgesetzwidrig. Es war ein 
fast schon komischer Hinweis, denn 
in Schüttes HUG wird erstmals in 
einem bundesdeutschen Gesetz die 
Zulassungsbeschränkung rechtlich 
sanktioniert. Im Landtag redet 
Schütte selbstverständlich anders. 
An der TH fand das neue reform­
willige Direktorium keine Zeit, sich 
in der Hochschule selbst, etwa bei 
der Satzungsrevision, zu engagieren, 
obwohl ihm das sicher gelegen hät­
te. Unermüdlich suchte es die Akten 
durch (der Senatsbeschluß war 
denkbar schlecht vorbereitet, was 
sich aus der Einmaligkeit nur zum 
Teil erklärt), um mit immer neuen 
Zahlen dem Kultusministerium bele­
gen zu können, wie berechtigt der 
Senatsbeschluß war.
Die Rektoren mußten bei den ersten 
Verhandlungen in Wiesbaden zur 
Kenntnis nehmen, daß nicht einmal 
die 1,5 Mio DM des zusammenge­
strichenen Dringlichkeitsprogramms
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S T R E I K P R A X I So

Beginn
Der Streik beginnt pünktlich, Mitt­
woch morgen, 7.15 Uhr. Nur ein 
Drittel der Hörer, die sonst um die­
se Zeit den Großen ET-Saal füllen, 
ist erschienen. Der Rest hat die Auf­
forderung zum aktiven Streik falsch 
verstanden und ist daheim im Bett 
geblieben.
ET-Professor Bosse betritt den 
Saal. Ein paar Studenten verwik- 
keln ihn, noch bevor er eine Abstim­
mung: „Vorlesung oder Streik?“
durchsetzen kann, in eine Diskussion 
über HUG, Hochschulmisere, Ord­
nungsrecht. Als nach einer Dreivier­
telstunde doch noch eine Abstim­
mung stattfindet, sind die Zuhörer
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auf den Geschmack gekommen; die 
Mehrheit spricht sich für eine Fort­
setzung der Diskussion aus. Bosse 
macht ein säuerliches Gesicht und 
diskutiert weiter.
In den anderen Vorlesungen läuft es 
nicht immer so glatt. Streikunwillige 
gibt es genug, es fehlt an Kommi­
litonen, die diese — wie eigentlich 
geplant — mit Argumenten bearbei­
ten und ihre Gleichgültigkeit durch­
brechen könnten. „Sie können ja 
ruhig streiken, aber lassen Sie uns 
doch in Ruhe!“ heißt es immer wie­
der. Oder naiver: „Ich bin auch für 
Streik, aber diese eine Vorlesung ..  
wo sie ohnehin nur alle vierzehn

Tage stattfindet...“, so FS-Leiter v. 
Ohlshausen.
Über kurz oder lang kommt es zur 
Abstimmung: Wer ist für Vorlesung? 
Wer ist für Streik? Und wehe, wenn 
die Streikwilligen erklären, sie wür­
den das Abstimmungsergebnis igno­
rieren, für sie sei der Beschluß der 
Vollversammlung der Studenten­
schaft bindend: dann schwappt eine 
Woge der Entrüstung über die Un- 
Demokraten.
Am demokratischsten erweist sich 
hier ein Elektrotechnikstudent, der 
sich gegen den Streikbeschluß mit 
den Worten wehrt: „Zur Demokra­
tie gehört es, die Minderheit auch 
zu ihrem Recht kommen zu lassen.“ 
Den Hinweis, daß dieser Streik 
von einer Minderheit (2000 von 7000 
Studenten) beschlossen worden sei, 
kommentiert er mit einem triumphie­
renden: „Ach, und da wollen Sie die 
Mehrheit zwingen, sich an diesen 
Beschluß zu halten?“
Die meisten Professoren geben sich 
neutral. Kaum einer, der sich wie 
Chemie-Witte hinter beamtenrecht­
lichen Bestimmungen verschanzt, die 
es ihm nicht erlaubten, Vorlesung 
Vorlesung sein zu lassen und über 
das HUG zu diskutieren. Sie halten 
sich aus der Diskussion über den 
Streik heraus und betonen, daß die 
Studenten „ihre Sache“ unter sich 
abmachen müßten. Daß es auch 
ihre Sache ist, wenn die Landesre­
gierung über das HUG in die Hoch­
schule hineinpfuschen will, nehmen 
sie geflissentlich nicht zur Kennt­
nis. Dazu ein ET-Proiflfcor: „Im 
Laufe der Jahre bin z u  der 
Überzeugung gekommen, daß meine 
Kollegen tatsächlich, wie man es ih­
nen immer wieder vorwirft, Fach­
idioten sind. Alle anderen Gruppen 
haben ihre Lobby. Die Professoren 
werden Sie nie dazu bd^^en, ihre 
Interessen gemeinsam f^Tertreten. 
Das ist eine Gruppe von Individua­
listen — die unter einen Hut zu brin­
gen, ist ein Ding der Unmöglich­
keit.“
Er selbst will freilich — ungeachtet 
seiner revolutionären Reden — auch 
nicht unter diesen Hut. Eine ge­
schlagene Viertelstunde dauert es, 
bis er sich dazu bereit erklärt, die 
Hälfte seiner Vorlesungszeit für eine 
Diskussion zur Verfügung zu stellen.

Zweiter Streiktag, 10 Uhr morgens. 
Der Streikrat im Hauptgebäude 
macht einen abgeschlafften Ein­
druck. Das Telefon ist gestört. 
„Sabotageakt vom Kanzler“, vermu­
tet einer.
Einer beschriftet Flugblätter — fünf­
zigmal mit dem Filzstift: HEUTE — 
und fachsimpelt dabei: „Man darf 
nicht zu früh aufgeben, wenn man 
eine Vorlesung sprengen will. Man 
muß die Leute solange ärgern, bis 
sie anfangen zu toben. Dann gibt 
es plötzlich eine Kippreaktion und 
sie fangen an, mit einem zu disku­
tieren.“
Auf dem Tisch liegt ein Stunden­
plan: wer liest wann wo welche Vor­
lesung? „Bei den Biologen draußen 
ist noch etwas. Wer hat ein Auto, 
damit wir da mal hinfahren?“ 
Draußen bei den Botanischen Insti­
tuten ist die Welt nicht mehr heil. 
„PUFF“ haben Unbekannte auf 
einen Wegweiser geschrieben, und 
auf eine Hauswand: „FUCK ZIEG­
LER!“ In grader, aufrechter Schrift 
— korrekte Menschen offensichtlich,

die hier ihren Kampf gegen Ordi­
narienmacht und Orgasmusschwie­
rigkeiten in die öffentlichtkeit tru­
gen. „Und sowas will mal unsere 
Vorgesetzten werden“, schimpfen 
die Putzfrauen.
Eben beginnt der zweite Teil eines 
Lichtbildvortrages. Ein Dutzend 
streikwilliger Gäste nimmt mit Platz. 
Es wird dunkel. Auf der Leinwand 
erscheinen Zellhaufen im Quer­
schnitt. „Ganz blau“, sagen die 
Gäste. „Können Sie das Bild nicht 
mal grün machen?“
Das Licht geht wieder an. Der Do­
zent bittet um Ruhe. „Wir halten es 
für eine Unverschämtheit“, sagen 
die Gäste, „daß Sie Vorlesung hal­
ten, obwohl gestreikt wird.“ Der Do­
zent erklärt, bei den gezeigten Prä­
paraten handele es sich um beson­
dere Raritäten, für den heutigen 
Tag eigens von Freiburg hierher ge­
bracht, und schaltet das Licht wie­
der aus. „Das ist doch uns egal“ 
sagen die Gäste. „Wir halten es 
trotzdem für eine Unverschämtheit.“ 
Eine Hörerin mit niedrigem Flamm-

Arbeitskreise: Licht und Schatten
Wer gefürchtet hatte, der Streik 
werde sich darin erschöpfen, allen 
Studenten verlängerte Pfingstferien 
zu verschaffen, (bis auf die unver­
meidlichen Funktionäre natürlich), 
wurde überrascht: nicht nur uner­
müdliche SDS-Aktivisten und AStA- 
Leute trugen die Aktionen während 
der Streiktage, sondern auch eine 
erhebliche Anzahl „Mausgrauer“. 
Das zeigte sich besonders in den 
Arbeitskreisen, die unter der Lei­
tung altgedienter Studentensprecher 
eingerichtet wurden. Da waren die 
Alleswisser plötzlich allein (die Ge­
nossen waren gerade eine Vorle­
sung sprengen) mit zwanzig oder 
dreißig Studenten, die für drei Tage 
dem Druck der Vorlesungen, Übun­
gen und Praktika entronnen waren 
und sich endlich mal selbst mit den 
Fragen beschäftigen konnten, von 
denen sie zwar schon manches ge­
hört, aber wenig verstanden hatten. 
Daß diese Leute aber von ihren 
eigenen Erfahrungen ausgehend die 
Probleme behandelten, konnten die 
geschulten Funktionäre nicht verste­
hen: so wurden im Arbeitskreis 
„Prüfungen“ spontane Erlebnisbe­
richte aus Prüfungen abgewürgt, ob­
wohl diese die Notwendigkeit einer 
Veränderung am besten hätten bele­
gen können.

Erfeulich war das Selbstbewußtsein 
der meisten „unorganisierten“ Ar­
beitskreisteilnehmer. Es entwickelte 
sich rasch ein Gespräch, weil die 
Angst vor Blamage relativ leicht zu 
überwinden war (kleine Gruppen, 
etwa gleicher Informationsstand bei 
den meisten). Zwar verharrten die 
Zuhörer noch in Konsumentenhal­
tung und lauschten andächtig den 
Reden ihrer Exponenten, die jedoch 
bald als das verwendet wurden, was 
sie eigentlich sein sollten: als Infor­
mationsträger und nicht als Vor-Ent- 
scheider. In besonders günstigen 
Situationen (wo sowenig unver­
ständliche Phrasen gedroschen wur­
den, daß jeder mitreden konnte) wur­
den die vorn sitzenden Funktionäre 
praktisch überflüssig.
Allerdings zeigte sich ebenfalls, wie 
auch „normale Studenten“ durch wis­
senschaftliches Gerede verdorben 
werden können: Im Arbeitskreis
„Studienorganisation“ wurde einen 
ganzen Nachmittag lang über Ödi­
puskomplex, Gruppendynamik und 
Abstilltrauma gesprochen, wobei sich 
ein autoritärer Fachmann stark in 
den Vordergrund spielte. Die Zuhö­
rer fanden das wahnsinnig interes­
sant, weil diese Dinge neu für sie 
waren, und käuten das ganze unver­
daute Zeug am nächsten Tag wie­

der, als der „Psychologe“ nicht mehr 
da war. Da ging es um Fragen des 
Gruppenstudiums, und der überwie­
gende Teil der Diskussion bestand 
auf einer psychologisierenden Ana­
lyse von Extremfällen, die so gut 
wie gar nicht auftreten.
Den Wert der Streikseminare kann 
man erst dann beurteilen, wenn die 
Arbeit fortgeführt worden ist und 
Ergebnisse gezeigt hat, nicht in
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Form von papers (die werden gele­
sen, für gut befunden und wegge­
legt), sondern in Form von konkre­
ten Veränderungen.
Übrigens: Arbeitsgruppen, die sich 
mit Hochschuldidaktik, Studienorga­
nisation und Prüfungsfragen be­
schäftigen, können mit ideeller und 
und finanzieller Hilfe des Direkto­
riums und sogar des Kleinen Se­
nats rechnen, der die Fakultäten 
aufgefordert hat, bis zum 30. Juni 
Vorstellungen zu den angeführten 
Themen zu entwickeln.

msxhotux.

gegenHVO

punkt ruft: „Da ist die Tür!“ „Wis­
sen Sie, was das hier ist?“, fragt 
der Dozent, indem er das nächste 
Bild projiziert. „Dasselbe wie vor­
hin, nur im Längsschnitt“, sagen die 
Gäste. „Hören Sie doch endlich mit 
der Vorlesung auf!“
Nach fünf Minuten verliert er end­
lich die Beherrschung, funzelt mit 
seinem Projektor ins Auditorium und 
läßt sich schließlich zu einem „Ach 
halten Sie die Klappe!“ hinreißen. 
„Einen Ton hat der am Leib“, sa­
gen die Gäste, „wie diese Kerle 
vom SDS!“
Da ist es endgültig aus. Das Licht 
geht an. Die Präparate werden ein­
gepackt. Nichts ist mehr mit den 
Raritäten! Die leicht entflammbare 
Hörerin eilt durch die von ihr ge­
wiesene Tür hinaus.
Vorne beginnen ein paar Hörer eine 
Diskussion mit den Gästen. Der Do­
zent macht sich an der Leinwand zu 
schaffen, hört mit einem Ohr hin, 
macht schließlich einen Einwand, ru­

hig, als sei vorher nichts gewesen...  
Als die entflammbare Hörerin wenig 
später zur Hörsaaltür hereinschaut, 
findet sie den Dozenten in einer 
Diskussion mit den rabaukenhaften 
Gästen. Eine Welt —  zeigt ihr Ge­
sicht — bricht für sie zusammen.

Praktika
Es geschehen noch Wunder: im 
nachrichtentechnischen Praktikum 
fallen die Versuche wegen des 
Streiks ersatzlos aus. Anders im 
Physik-Grundpraktikum. Dort schaf­
fen eifrige Studenten. Der Assistent 
hätte nichts dagegen, wenn sie 
heimgingen: „Die Versuche taugen 
ohnehin nicht viel. Die Gruppen sind 
zu groß, das Gerät ist veraltet.“ 
Aber, sagt er, „immer noch besser 
als die Vorlesung. Die ist nämlich 
völlig unbrauchbar.“

Ein Student: „Wenn mir ein Versuch 
fehlt, wird das ganze Praktikum 
nicht anerkannt. Sie haben gut von 
Streik reden — wenn Sie wüßten, 
wie lange ich mich bemüht habe, 
heute diesen Nachholtermin zu be­
kommen! Ich bin Elektrotechniker, 
rückgestuft, wenn Ihnen das etwas 
sagt.“
Sich darauf verlassen, daß der heu­
tige Versuch ersatzlos gestrichen 
würde, wollen er und die anderen 
nicht. „Das können die Fachschafts­
vertreter nicht durchsetzen.“
Die Gewißheit schöpft er aus einem 
unbegründbaren Mißtrauen gegen 
AStA und alles, was links ist. „Die 
Vollversammlung gestern —  da 
stand doch schon genau fest, was 
hinterher herauskommen würde. Da 
konnte man als einfacher Student 
überhaupt nichts ändern.“ Manipula­
tion also — er weiß nur noch nicht 
genau, wie und wo.

Weitere Berichte auf Seite 5

Berichte von den Streiktagen

Freiburger Raritäten
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Woche der Verschleierung
Vom 19. bis 25. Mai fand an der TH Darmstadt die dies­
jährige „Woche der Nationen“ statt. Die Studenten­
vereine aus der Türkei, Indonesien, Griechenland, 
Pakistan, Norwegen, den arabischen und südamerika­
nischen Ländern wollten wie bisher durch eine Aus­
stellung im Foyer der Otto-Berndt-Halle, durch einen 
Folkloreabend und eine Tanzveranstaltung dazu bei­
tragen, diese Länder den Deutschen näher zu bringen, 
ihnen erschienen dazu immer noch Kunsthandwerk und 
Küchenspezialitäten geeignet, wenn auch vereinzelt

kritische Informationen zur sozialen und politischen 
Situation auftauchten — wie im türkischen Pavillon.

Ausländische Studenten und Mitglieder des Republika­
nischen Klubs protestierten gegen eine solche „Woche 
der Nationen“ als Instrument der Verschleierung der 
wahren Zustände dieser Länder und der Situation der 
Ausländer in der Bundesrepublik. Gestörte und abge­
sagte Veranstaltungen, Diskussionen und Krawalle 
kennzeichneten den Verlauf dieser Woche.

k DER .{BALL OER .NATIONEN!- 
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Vorgeschichte

Seit vielen Jahren ist die „Woche 
der Nationen“ für die ausländischen 
Studenten in Darmstadt die einzige 
offizielle Gelegenheit, auf ihre Exi­
stenz hinzuweisen. Für eine Woche 
im Jahr entwickeln sie eine unge­
wohnte Aktivität, die ihnen selber 
den größten Spaß zu machen scheint
— Ausstellungspavillons und Folk­
lore geben ihnen für kurze Zeit ein 
langvermißtes Heimatgefühl. Die 
deutschen Besucher der Woche der 
Nationen werden als geldbringende 
Touristen betrachtet, nicht anders 
als in der fernen Heimat auch. 
Während des übrigen Jahres ist von 
den Ausländern nicht viel zu hören
— alle Aktivität verpufft darin, ir­
gendeinen Posten im nationalen 
Verein oder im Internationalen Stu­
dentenkreis (ISK) zu erlangen. Die 
„Woche der Nationen“ veranstaltet 
der ISK als ein vom Akademischen 
Auslandsamt unterstützter Verein zur 
Förderung der Kontakte zwischen 
Ausländern und Deutschen. Die 
Ausländervereine werden vom ISK

eingeladen, einen Beitrag zu dieser 
Woche zu liefern, in Form von Aus­
stellung, Musik, Tanz und Sportver­
anstaltung. In diesem Privatklub 
sind ungefähr 100 von 700 ausländi­
schen Studenten vertreten; er re­
präsentiert diese also in keiner 
Weise, obwohl das durch die Unter­
stützung des Akademischen Aus­
landsamtes und durch das Auftreten 
in der Öffentlichkeit den Anschein 
hat.
Unbehagen der Ausländer über die 
unzureichende Informationspolitik 
des ISK führte in diesem Jahr zu 
Auseinandersetzungen über die Ge­
staltung der „Woche der Nationen“. 
Reaktionäre Vorstandsmitglieder 
setzten jedoch durch, daß sich die 
teilnehmenden Nationen jeglicher 
politischen Tätigkeit zu enthalten 
hätten. Wirkliche Informationen über 
die Situationen eines Landes waren 
dadurch unmöglich gemacht. Der 
Iranische Studentenverein zog die 
Konsequenzen und sagte seine 
Teilnahme ab. Die anderen Vereine 
wollten jedoch weiterhin an dieser 
Woche der Verschleierung teilneh­
men — insbesondere die Probleme 
der Länder der Dritten Welt werden 
durch Folklore und Kunsthandwerk 
verharmlost — obwohl zum Beispiel 
bei den Türken konkrete Ansätze zu

einer Selbstkritik vorhanden waren. 
Da die Reglementierung der aus­
ländischen Studenten durch das 
Ausländergesetz, das Akademische 
Auslandsamt und den ISK allmäh­
lich immer offenkundiger wurde, 
konstituierte sich eine Projektgruppe 
Internationalismus (PGI) aus grie­
chischen, arabischen und persischen 
Studenten und aus Mitgliedern des 
Republikanischen Clubs, um unab­
hängig von den Eigenbrödeleien 
der nationalen Vereine und des ISK 
den Deutschen die notwendigen In­
formationen über die aktuellen 
Probleme der Dritten Welt zu ge­
ben.
Flugblätter und ein Informations­
stand in der Mensa kündigten eine 
ungewohnte Aktivität an.
Der ISK bekam es einige Tage vor 
Beginn der „Woche der Nationen“ 
mit der Angst zu tun und ließ nach 
langen Debatten politische Tätig­
keiten der nationalen Vereine zu. 
Der Auslandsreferent des AStA, 
Erenli, bezeichnete die angeblich so 
erneuerte Woche als einen „Meilen­
stein in der Geschichte des ISK“.

Aber das war nur Zweckpropaganda 
— das Kulturprogramm sollte unver­
ändert beibehalten werden, für eine 
Änderung war es ohnehin zu spät.

Aktivität der PGI

Am Montag, dem 19. 5. bildeten sich 
vor dem Informationsstand der PGI 
am Eingang zu den Ausstellungspa­
villons in der Mensa Diskussions­
gruppen; die ausstellenden Vereine 
waren entschlossen, ihre Pavillons 
gegen eventuelle Angriffe der PGI 
zu verteidigen. Im türkischen Pavil­
lon waren Ansätze zu einer Sozial­
kritik vorhanden, bei den Arabern 
wurde der Todfeind Israel für alle 
Miseren in diesen Ländern verant­
wortlich gemacht. Auf Kunstgewerbe 
wollte keine Nation verzichten; bei 
Pakistanern, Lateinamerikanern, Nor­
wegern, Griechen und Indonesiern

eine Touristenschau wie im vergan­
genen Jahr.
Informationsveranstaltungen waren 
von Seiten des ISK natürlich nicht 
angesetzt worden, nur die PGI rief 
im Rahmen der Streiktage zu zwei 
Veranstaltungen über die Ausländer­
gesetze und über Indonesien auf.

Tag der Nationen

Am Donnerstag (22. Mai) sollte zum 
„Tag der Nationen“ die traditionelle 
Folkloreveranstaltung stattfinden, 
gegen Eintritt, der dem ISK zugute 
kommen sollte, denn das Akademi­
sche Auslandsamt hatte die Miete 
für die Otto-Berndt-Halle schon be­
zahlt. Es ist erstaunlich, wie wider­
spruchslos die nationalen Vereine — 
obwohl sie für diesen Abend große 
finanzielle Opfer bringen mußten — 
dem ISK die Einnahmen überlassen 
wollten, damit dieser seine Schulden 
aus dem Kellerbetrieb bezahlen 
kann. Die PGI forderte konsequen­
terweise freien Eintritt und Diskus­
sion. Das lehnten die ISK-Vertreter 
ab und ließen einen Saalschutz auf­
marschieren. Die PGI hingegen sah 
in dieser Haltung einen ersten Akt 
der Gewalt. Sie und zahlreiche 
andere Studenten blockierten den 
Eingang zum Saal. Einzelne Folk­
loregruppen verkannten die Situa­
tion und sahen sich um die Früchte 
ihrer Arbeit betrogen. Sie und ISK- 
Mitglieder glaubten mit Gewalt ih­
ren Willen durchsetzen zu können. 
Es kam im Gedränge zu Handge­
mengen, ein ISK-Mitglied drohte mit 
einem Messer. Eine Abstimmung 
unter den Anwesenden ergab, daß 
die überwiegende Mehrzahl der Be­
sucher für freien Eintritt und Dis­
kussion war — das Angebot eines 
Mitgliedes des ISK-Vorstandes, die 
Folklore durch Diskussionen zu er­
gänzen, wurde von einem anderen 
widerrufen.
Die zahlreichen Gäste — Gastarbei­
ter, Konsulatsangehörige und Darm­
städter Bürger — wurden während­
dessen zu Seiteneingängen der 
Mensa hineingelassen. Eine Darm­
städter Volkstanzgruppe vertrieb 
ihnen die Zeit bis zum eigentlichen 
Beginn u. a. mit Tänzen aus Königs­
berg und Schlesien. Heimatgefühl 
statt politischer Reflexion.
Als alle Verhandlungen mit dem ISK 
und Abstimmungen nichts genutzt 
hatten und die Lateinamerikaner am 
elektrischen Lagerfeuer ihre Klage­
lieder sangen, klirrten Fensterschei­
ben auf der Galerie, die PGI drang 
ein, soweit sie nicht schon im Saal 
war, und unterstützte ihre Forderun­
gen nach Diskussion mit Stinkbom­
ben und Ho-Tschi-Minh-Rufen. Im 
Saal griffen die Schläger des ISK 
unbeteiligte Zuschauer an, Diskus­
sionen auf der Bühne wurden von 
den einen zugelassen und von den 
anderen konsequent verhindert. Die 
Türken ließen pausenlos ihre Beat­
kapelle spielen, die Norweger tanzten 
ihren Blumentanz — im Saal gab es 
überall Reibereien und Krawalle. 
Fleißig wurde fotografiert — es hoff­
ten wohl einige, sich beim Verfas­
sungsschutz oder der politischen 
Polizei ein schönes Geld mit Bildern 
einiger SDS-Leute verdienen zu 
können.

Vor den zerschlagenen Fensterschei­
ben tauchte plötzlich Polizei auf und 
warf die neugierigen Zuschauer die 
Treppe der Terrasse hinunter. Nie­
mand will die Polizei gerufen haben. 
Rektor Guther, dem die Unruhe 
auch zu Ohren gekommen war, wies 
auf sein Hausrecht hin und die 
Grünröcke aus dem Hochschulge­
lände. Sie mußten sich auf Patrouil­
lenfahrten um den Herrngarten be­
schränken.
Guther sah sich in der Otto-Berndt- 
Halle ein wenig um und meinte zu 
aufgebrachten ISK-Leuten: „Wenn 
Sie schon eine solche Veranstaltung 
machen, dann müssen Sie damit 
rechnen, daß Diskussion gefordert 
wird. Uns Professoren geht es ja 
genau so.“ Unter seinen Augen lie­
ßen sich sogenannte SDS-Aktivisten 
von schlagkräftigen ISK-Vorstands- 
mitgliedern in die Enge treiben. Bis 
23 Uhr, als das Programm abge­
brochen wurde.

Ball der Nationen
Zum Ball der Nationen (24. Mai) 
wurden ähnliche Aktionen angekün­
digt. Der PGI wurde von Seiten des 
ISK angeboten, zum Ball eine Red­
nergruppe von 12 Personen zu stel­
len: ^Diskussionen, die sich in 
einen^Ähmen halten, der zur Klä­
rung von Problemen führt, sind 
durchaus zu unterstützen.“ Der ISK 
glaubte dadurch, seinen Gästen 
einen „interessanten und wertvollen 
Abend“ bieten zu können — ein 
weniq^fc.nz, ein wenig Diskussion, 
w o h ltl^ a  dosiert. Doch daraus 
wurde nichts. Die PGI lehnte jede 
Beschränkung ab, insbesondere for­
derte sie auch zum Ball der Natio­
nen freien Eintritt, solange die Ein­
nahmen nicht den ausländischen 
Kommilitonen zugute kommen soll­
ten. Die nichtssagende Woche der 
Nationen sollte nicht von einem Ball 
gekrönt werden, der alle angeschnit­
tenen Probleme wieder verschlei­
erte.
Der Rektor befürchtete Gewalttätig­
keiten und sagte den Ball ab. Zahl­
reiche Besucher in Abendkleid und 
Smoking mußten sich mit Diskus­
sionen vor dem Mensa-Eingang be­
gnügen.

Fazit
Die „Woche der Nationen“ ist bis­
her der einzige offizielle Anlaß der 
Ausländer gewesen, über ihre Hei­
matländer zu informieren. Viele Aus­
länder in der Bundesrepublik stehen 
im allgemeinen unter der genauen 
Überwachung der Konsulate. Ein 
diskriminierendes Ausländergesetz 
tut ein Übriges, um ihnen den Mut 
für eine politische Betätigung zu 
nehmen:
Nach § 6 AusIG genießen Ausländer 
alle Grundrechte außer den Grund­
rechten der Versammlungsfreiheit, 
der Vereinsfreiheit, der Freizügig­
keit, der freien Wahl von Beruf, 
Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte 
sowie des Schutzes vor Ausliefe­
rung an das Ausland. Eine politische 
Tätigkeit kann eingeschränkt oder 
untersagt werden, wenn sie über 
das Verbreiten von allgemein zu­
gänglichen Nachrichten und Meinun­
gen hinausgeht, die die öffentliche 
Sicherheit, die politische Willensbil-

Ein Buch 
neben
Vorlesungen 
und zur 
Prüfungs­
vorbereitung

KERN B L I l f d l #
W e s s e l  r n i d i i v
Band 1 Grundlagen mit Ergänzungen 17,40
Band 2 Formeln Tabellen Aufgaben + Lösungen 14,60
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düng oder sonstige Belange der 
Bundesrepublik gefährdet.
Viel von den Grundrechten bleibt da 
nicht übrig. Der Ausländer ist ganz 
auf die Gnade des Gastlandes an­
gewiesen.
Die (verbotene) Informationstätig­
keit der Ausländer ist aber notwen­
dig zur Aufklärung über die politi­
schen Probleme ihres Landes. Durch 
Zusammenarbeit der ausländischen 
Studenten untereinander und mit 
den deutschen Kommilitonen könn­
ten sie aus ihrem Ghetto ausbre­
chen. Folklore und Verbrüderung bei 
Sekt sind dafür keine geeigneten 
Mittel.
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Solidarität
TH Studenten 

helfen Ingenieur-Studenten

Streik-Donnerstag abend. Die Stu­
denten der Ingenieurschulen fordern 
Hilfe an. Sie selbst können gegen 
ihre Streikbrecher nicht mehr Vor­
gehen, ohne in Schwarzen Listen 
notiert zu werden. Also trifft sich 
ein Trupp hilfswilliger TH-Studenten 
Freitag früh an der Ingenieurschule. 
An den Wänden Streikparolen und 
(sehr gute) Arbeitsangebote, irgend­
wie reimt sich das nicht.
Erstes Ziel: eine Klausur der Sechst- 
semester. Auch ohne die Hilfe Orts­
kundiger wird der Saal schließlich 
gefunden. Tür auf, ein freundliches 
„Guten Morgen“, schnell rein. In 
der ersten Verblüffung sind die 
Klausurschreiber zunächst aggressiv, 
dann wird heftig diskutiert. Der Di­
rektor wird geholt, er weist höflich 
auf sein Hausrecht hin und geht 
wieder. Nach einer halben Stunde 
ziehen die THIer ab, die Klausur ist 
geplatzt.
Inzwischen sind weitere TH-Studen­
ten (Spätaufsteher) eingetroffen. Es 
bleiben noch zwei Übungskurse im 
6. und 10. Stock zu besuchen. Der 
erste hat sich eingeschlossen, die 
Tür ist ohne Gewalt nicht aufzukrie­
gen. Stühle unter die Türklinke, 
weiter. Im zweiten Übungskurs sit­
zen nur wenige Streikbrecher, die 
Diskussion ist unergiebig. Dem Do­
zenten wird vorsorglich das Manu­
skript entwendet. Der Direktor wird 
geholt, er weist höflich auf sein 
Hausrecht hin und geht wieder. Ein 
paar bemühen sich, alle Fahrstühle 
in den 10. Stock zu holen. Wenn 
die Polizei doch kommt, soll sie 
wenigstens Treppen steigen. Aber 
es geschieht nichts mehr.
Die TH-Studenten gehen, der Streik 
geht weiter. Alles in allem: mehr 
Neugier und Gesprächsbereitschaft 
als Aggressivität bei den Streikbre­
chern, die Dozenten höflich und pas­
siv. Nur zwei Dozenten sind sauer: 
Die TH-Studenten haben unwissent­
lich auch den Dozentenfahrstuhl be­
nutzt — und das geht wirklich zu 
weit.
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BEH AN DELT W IE  KLEIN E K IN D ER
Ungerecht, Eliten züchtend, Abhängigkeiten schaffend:

Die soziale Lage der Studenten
Es wird viel getan, um den Studenten 
ein materiell erträgliches Dasein zu 
ermöglichen. Wessen Eltern das Stu­
dium nicht bezahlen können, der kann 
vom Staat Ausbildungsförderung oder 
von Mäzenatenvereinigungen ein Sti­
pendium bekommen. Das Mensaessen 
ist billig, und wem es noch zu teuer ist, 
dem verschafft der AStA ein aus In­
dustriespenden finanzierten Freitisch. 
In den öffentlichen Verkehrsmitteln 
können Studenten verbilligt fahren. 
W er persönliche Probleme hat, der 
kann sich psychotherapeutisch beraten 
und behandeln lassen. Es werden Stu­
dentenreisen angeboten, und der AStA 
vermittelt den verbilligten Kauf von 
Radios, Schreibmaschinen und Klei­
dung. Theater und Zirkus haben für 
Studenten ermäßigte Eintrittspreise.
Es wird wirklich viel getan. Und so 
wäre denn alles in Ordnung?
Gerade die Aufzählung der sozialen 
Anstrengungen zeigt, daß nichts in 
Ordnung ist, daß es mit der Chancen­
gleichheit in der Ausbildung -  die ma­
teriell ausreichende Versorgung der 
Studenten wäre die Voraussetzung -  
nicht ganz stimmt. Wenn Chancen­
gleichheit gegeben wäre, dann wären 
all die vielen unterschiedlichen Hilfen 
nicht nötig -  Sonderrechte für eine 
ständische Gruppe, die aber ein abso­
lutes Muß sind, um die schlimmsten 
Ungerechtigkeiten zu überdecken.
Die Unaufrichtigkeit, die bei einem 
Vergleich zwischen dem Anspruch der 
Verfassung und der Wirklichkeit zu­
tage tritt, hat bisher die Empörung der 
Studenten hervorgerufen. Um so er­
staunlicher ist, daß der studentische

„standesgemäßes" Leben möglich ist. 
Die Mehrzahl der Studenten verfügt 
über weniger Mittel als der einfachste, 
miserabel entlohnte Arbeiter, der 
schon auf schändlichste Weise aus­
gebeutet wird. In einer überflußgesell- 
schaft leben sie in äußerster Armut. 
Zwar wird dem Studenten augenzwin­
kernd ein freier Lebensstil zugestan­
den, aber in Wirklichkeit ist die Flucht 
ins Boheme und in die Gammelei pure 
Notwendigkeit, um überhaupt durch­
zukommen.
Ihre wirtschaftliche Lage erlaubt ihnen 
nur, sich mit anomalen Formen des 
Überlebens zufrieden zu geben. Sie 
wohnen menschenunwürdig in winzig­

wartungen lösen können, werden die 
Studenten in Unmündigkeit, Folgsam­
keit und Verantwortungslosigkeit ge­
halten. Sie haben die Illusion, freier zu 
sein, und doch sind sie von Elternhaus 
und Staat viel abhängiger als der 
Gleichaltrige, der nicht studiert. Auch 
wenn sie meinen, unabhängig zu sein, 
so müssen sie die Konformitätsforde­
rungen derjenigen erfüllen, die ihnen 
das Studium bezahlen.
Die direkte oder versteckte Einfluß­
nahme auf die Berufswahl, auf den 
Studienort, auf die politische Einstel­
lung ist es nicht allein. Selbst wer der 
Überzeugung ist, sich von seinem 
Elternhaus völlig gelöst zu haben, läßt

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten 
und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.
Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Per­
sönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt.
Niemand darf wegen seines Geschlechtes oder seiner 
Herkunft benachteiligt oder bevorzugt werden.
Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei.
Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und 
Ausbildungsstätte frei zu wählen.
Die Wohnung ist unverletzlich.

sten Buden (ob privat oder in Kaser­
nen) und werden ständig beaufsichtigt 
und gegängelt. Auf die üblichen Eß- 
und Kleidungsgewohnheiten müssen 
sie notgedrungen verzichten.
Die Studenten betrügen sich selbst, 
wenn sie meinen, sie dürfter^kh noch 
einmal richtig austoben, ehe^Pen der

Protest sich kaum gegen die eigene, 
sozial ungerechte Lage gerichtet hat, 
obwohl hier die Diskrepanz zwischen 
Verfassungsnorm und Wirklichkeit ins 
Auge springt und von dem einzelnen 
Studenten täglicherfahren und erlitten 
wird.
Die Sozialpolitik der Studenten darf 
nicht mehr darauf aus sein, Ungerech­
tigkeiten zu mildern und die tatsächli­
che Chancenungleichheit erträglicher zu 
machen. Ihre Aufgabe ist es nicht, der 
sozialen Kleckerei noch ein paar bunte 
Punkte hinzuzufügen und den Studen­
ten weitere Verbilligungen und Son­
derrechte zu verschaffen. Studentische 
Sozialpolitik muß Kritik an einer Ge­
sellschaft sein, die nicht willens ist, die 
Verfassungsnormen zu erfüllen.

Lustig ist das Studentenleben?
Die überwiegende Zahl der Studenten 
kommt aus den Bevölkerungsschichten, 
die finanziell gesichert sind und einen 
hohen Lebensstandard haben. Steht 
schon die Auswahl im krassen Wider­
spruch zu der behaupteten Chancen­
gleichheit, so überrascht noch mehr, 
daß den Studenten nicht einmal ein

endgültige Platz in der Gesellschaft 
zugewiesen wird. Ihr vermeintlicher 
Freiheitsspielraum beschränkt sich dar­
auf, ihr wirtschaftliches Elend zu kulti­
vierenden erzwungenen Lebensstil mit 
einem Hauch von Extravaganz zu ver­
brämen, klägliche Kompensationen für 
die materielle Unterversorgung suchen 
zu dürfen.
Der Genuß der Studenten an diesem 
Leben ist wenig originell. Und nach 
Beendigung des Studiums wird er so­
fort aufgegeben. Dann müssen die 
Studenten die Narrenkappe absetzen 
und all das tun, was ihnen bisher lä­
cherlich war und was sie verachteten. 
Sie sind während ihrer ganzen Aus­
bildung systematisch gedrillt worden, 
aus jeder Situation das Beste zu ma­
chen und widerspruchslos Ungerech­
tigkeiten sogar gegen die eigene Per­
son zu dulden; sie sind kritiklos ange­
paßt an eine ungerechte Gesellschaft-

Abhängig von Familie und Staat
Im Gegensatz zu anderen Jugendli­
chen, die sich zunehmend von fami­
liären Abhängigkeiten und von mora­
lischen Vorurteilen und Verhaltenser­

sich von der Bürokratie ohne Aufleh­
nung wie ein kleines Kind behandeln 
und beugt sich beispielsweise den 
staatlichen Prüfungsordnungen. Statt 
sich solche Behandlung zu verbitten, 
flüchten die Studenten in die Resigna­
tion, weil sie keine Möglichkeit des 
Widerspruchs sehen. Gelernt haben 
sie es wirklich nicht.

Was in Darmstadt zu tun ist
Die Studenten müssen ihre soziale 
Lage erkennen und ehrlich analysie­
ren. Das Problem ist nicht die Flucht 
ins lustige Studentenleben. Die sozia­
len Abhängigkeiten sind so offensicht­
lich ungerecht und unbegründet, daß 
radikale Änderungen notwendig sind. 
Die Forderungen dürfen sich nicht dar­
auf beschränken, Verbesserungen an 
einem schlechten System vorzuschla­
gen, das soziale System der Ausbil­
dung muß grundlegend geändert wer­
den.
So dürfen sich die Studenten in Darm­
stadt die ungerechtfertigte Mietpreis­
erhöhung nicht gefallen lassen. Die 
Verweigerung der Mehrbeträge ist nur 
ein Punkt. Gleichzeitig muß der Wohn­
heimbeauftragte abgeschafft werden, 
bei dem sich jeder Heimbewohner auf 
Heimtauglichkeit prüfen lassen muß. 
Die Ordinarien, die letztlich eine diszi­
plinierende Funktion haben, müssen 
aus den Heimen geworfen werden; 
das Tutorensystem muß neu durch­
dacht werden. Die Sandkastendemo­
kratie muß ersetzt werden durch echte 
Entscheidungsbefugnisse für die Heim­
bewohner.
Das sind Selbstverständlichkeiten, mit 
denen es nicht getan ist. Die jetzigen 
Wohnverhältnisse sind durch keine 
Maßnahme so zu verbessern, daß da­
nach ein menschenwürdiges Wohnen 
möglich wäre. Die Studenten müssen 
in die Lage versetzt werden, so zu 
wohnen, wie sie es für angemessen 
halten. Sie müssen genug Geld haben, 
um eine eigene Wohnung unterhalten 
zu können, wenn sie es wollen.
Ein anderes Beispiel: Die Tätigkeit 
des Psychotherapeuten muß gründlich 
durchleuchtet werden. Er erfüllt die 
Aufgabe, die Studenten an die Wider­
sprüche des Systems zu gewöhnen, er 
paßt sie an die ungerechten Zustände 
an -  und verhindert damit indirekt die 
Änderung oder Abschaffung. Wenn er 
beispielsweise einen Studenten wieder 
prüfungstauglich macht (so daß der 
die unsinnige Prüfung ertragen kann), 
leistet er auch einen Beitrag zur Bei­
behaltung der jetzigen Prüfungsfor­
men, deren Abschaffung viele Proble­
me wirklich lösen würde.

Weiter: Nach wie vor werden von den 
Studenten Studien- und Prüfungsge-

bühren erhoben (obwohl die „Gegen­
leistung" ständig sinkt). Die Einnahmen 
sind lächerlich gering, sie dürften sich 
auf etwa 2%  des Hochschulhaushaltes 
belaufen. Aber für den einzelnen Stu­
denten sind sie eine spürbare Bela­
stung. Der Wegfall der Gebühren täte 
dem Staat nicht weh, es ist eine asozia­
le Einrichtung, die schnellstens abge­
schafft werden sollte.

Eine besondere Stellung nimmt die 
Ausbildungsförderung nach dem Hon- 
nefer Modell ein. Die Vergabekriterien 
sind einfach ungerecht. Die Chancen­
gleichheit ist durch Honnef nicht er­
zielt worden. Nach 12 Jahren Honnef 
hat sich der Anteil der Studenten, die 
aus den sozial schwachen Bevölke­
rungsschichten kommen, nur unwesent­
lich erhöht. Und die Vergabe nach 
Mindestnoten ist auch nicht mehr zu 
rechtfertigen.

An der Hochschule werden viele Stu­
denten ungewollt wegen der schlech­
ten Ausbildung (Massenvorlesungen, 
überfüllte Praktika) oder bewußt we­
gen der begrenzten Kapazität heraus­
geprüft. Gerade den Studenten, die 
materiell am schlechtesten gestellt 
sind und deshalb mehr private Sorgen 
haben, mutet man außer den allge­
meinen noch besondere Prüfungen zu, 
etwa die freiwilligen Semestralklausu- 
ren, die für Honnefempfänger eben 
Pflicht sind. Bei ihnen kommt noch hin­
zu, daß ein Versagen, das durch den 
Prüfungsdruck geradezu provoziert 
wird, ungleich weiterreichende Folgen 
hat als^ftk den Studenten mit vermö- 
gendenÄnternhaus, die das Studien­
fach und den Hochschulort wechseln 
und die Prüfungstermine leichter über­
ziehen können.

In den f^nnefausschüssen müssen die 
Studerv^ÄJitäre Vergabekriterien und 
ungerechte Entscheidungen anpran­
gern. Die geforderten Leistungsnor­
men müssen radikal gesenkt werden. 
Die Honnefprüfungen müssen abge- 
schafft oder boykottiert werden. Dabei 
ist es gar nicht notwendig, daß nun 
alle Studenten die Sonderprüfungen 
verweigern -  obwohl das sicher schö­
ner wäre. Es reicht schon aus, wenn es 
ein Teil der Honnefempfänger tut. 
Keine Verwaltung kann es sich heute 
noch leisten, Honnefempfängern we­
gen einer Prüfungsverweigerung das 
Geld zu streichen, das ist einfach un­
vorstellbar.

Die familienunabhängige Ausbildungs­
förderung

Am Beispiel Honnef war zu sehen,daß 
selbst radikale Verbesserungen inner­
halb des Systems keine echte Erleich­
terung bringen können. Das Honnefer 
Modell mag gut gedacht sein, aber 
vom System her war es ungerecht und 
konnte in der Praxis nicht so funktio­
nieren, wie man es vorgegeben hatte. 
Nicht eine Verbesserung, nur eine ra­
dikale Änderung der Ausbildungsför­
derung muß die Forderung sein.

Die Ausbildung kommt der Industrie­
gesellschaft zugute, die nicht umsonst 
den Ausgebildeten eine bessere Be­
zahlung verspricht. Die Ausbildung ist 
für den industriellen Fortschritt der 
Gesellschaft dringend notwendig, und 
doch werden die Kosten der Ausbil­
dung der Familie angelastet, die in 
aller Regel am wenigsten davon pro­
fitiert, und dann dem Studenten, der 
mehr noch als seine Familie auf viele 
Annehmlichkeiten verzichten muß, oft

sogar das Studium regelrecht erjobben 
muß.

Der eigentliche Nutznießer der Aus­
bildung leistet nur wenig, und das 
noch ungerecht verteilt. Die Last ist 
dem Einzelnen aufgebürdet, dem da­
durch das Studium unsinnig erschwert 
wird.

Die Lösung kann nur in einer familien­
unabhängigen Ausbildungsförderung 
liegen. Die Kosten für das Studium 
trägt dann nicht mehr die einzelne 
Familie, sondern die Gesellschaft. 
Utopisch ist die Forderung keines­
wegs. Unsere Industriegesellschaft hat 
es verkraftet, innerhalb von wenigen 
Jahren die Bundeswehr aufzubauen, 
die inzwischen jährlich 20 Mrd. DM 
kostet und durch den Abzug von 
400000 Mann die Produktionskapazi­
tät der Industrie spürbar verringert. 
Es sollte dieser Gesellschaft ein Leich­
tes sein, jedem Studenten ein Stipen­
dium von 500 DM im Monat zu zahlen, 
was etwa 1,8 Mrd. DM jährlich kosten 
würde.

Man muß sich die Relation einmal vor 
Augen halten, um die Kritik an der 
sozialen Stellung der Studenten richtig 
zu begreifen. Die familienunabhängi­
ge Ausbildungsförderung liegt im Be­
reich des finanziell Möglichen. Sie wür­
de die Chancengleichheit in der Aus­
bildung, die heute aus wirtschaftlichen 
Gründen einfach nicht für jeden gege­
ben ist, zumindest leichter realisierbar 
machen. Und alle singulären sozialen 
Hilfen (Freitisch, Verbilligungen und 
andere Sonderrechte) könnten unter­
bleiben, zumal sie den Studenten doch 
nicht aus seiner wirtschaftlichen Misere 
befreien.

Warum wird nichts getan?

Selbst wenn die familienunabhängige 
Förderung auf jede Ausbildung ausge­
dehnt würde, was nur gerecht und 
konsequent wäre, dann würden sich 
die Ausgaben für die Gesellschaft 
auch nur auf etwa 10 Mrd. jährlich be­
laufen. Das ist immer noch wenig im 
Vergleich zu den direkten und indirek­
ten Kosten der Bundeswehr, unabhän­
gig von deren anzweifelbaren Zweck­
mäßigkeit und Notwendigkeit.

Die Industriegesellschaft braucht zu­
nehmend mehr und besser Ausge-
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bildete, das erzwingt der technische 
Fortschritt. Trotzdem tut sie nichts, um 
Qualität und Quantität der Ausbil­
dung zu steigern. Die studentische So­
zialpolitik muß also Gesellschaftskritik 
sein. Denn die Gesellschaft ist eindeu­
tig nicht willens, die genannten Zah­
len zu sehen und die nach dem Grund­
gesetz einzig mögliche Konsequenz 
zu ziehen.

Bei ihren Aktionen gegen die soziale 
Abhängigkeit brauchen die Studenten 
nicht zimperlich und bei ihren Forde­
rungen nicht bescheiden zu sein: Das 
Grundgesetz ist auf ihrer Seite, nicht 
auf der Seite der konsumfetischisti­
schen ungerechten Gesellschaft.

Dipl.-W irtsch.-Ing. 
RUDOLF W ELLNITZ

Hochschulbuchhandlung
Darmstadt, Lauteschlägerstraße 4 
Direkt an der Hochschule

Technisches Antiquariat
Darmstadt, Magdalenenstraße 19 
Am Kraftwerk der TH

W o h l  P r ü f u n g s a n g s t ?
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Fortsetzung
Mittwoch, 21. 5. 1969 -  15.40 Uhr

80 Bauingenieure (6. Semester) ver­
sammelten sich zur Grundübung 
Wasserbau (Prof. Bassler), um sich 
die nächste von insgesamt acht 
Übungsaufgaben vorrechnen zu las­
sen. Da drangen Fachschaftsmitglie­
der und diskutierwillige Kommilito­
nen in den Saal, um ihren ängstli­
chen Kollegen Mut zu machen, dem 
Lehrstuhl Wasserbau einmal die 
Meinung zu sagen: Acht Übungsauf­
gaben erfordern einen unzumutbar 
großen Rechenaufwand und können 
erst gelöst werden, wenn man sie 
in derÜbungsstunde ansatzweise vor­
gekaut bekommt. Von Wissenschaft 
keine Spur, von Übung noch weni­
ger. Wer die Übungen nicht zufrie­
denstellend anfertigt und nicht in je­
der Übungsstunde anwesend ist, 
wird am Ende des Semesters zum 
Kolloquium gebeten. Am Streiktag 
sollte darüber gesprochen werden. 
Angesichts drohender Diskussion 
zögerte Chefassistent Schmidtke 
nicht lange und forderte eine Ab­
stimmung, ob die Übung abgehalten 
werden solle — mit dem Hinweis, 
daß aber acht Übungen durchge­
führt werden müßten.

Erst allmählich erkannten die Hörer, 
daß sie sich ja geschlossen dieser

Berichte 
vom  Striegle

Pression entgegenstellen könnten, 
indem man an der Übung nicht teil­
nimmt. Herr Schmidtke sah die Ge­
fahr und änderte seinen Tonfall. Er 
könne doch selber nichts ändern. 
Als ob acht seltsame Übungen mehr 
Wissen vermitteln als sieben. Ab­
stimmungen und Drohungen nützten 
nichts. Die Versammlung löste sich 
auf, die Übung wurde vertagt, und 
die Diskussion wurde in kleinen

Gruppen mit den Assistenten weiter­
geführt — endlich.
Da offenbarte sich plötzlich ein gro­
ßes Verständnis der Assistenten für 
die Probleme dieser Übung. Den 
Studenten wurde empfohlen, sich 
direkt an Professor Bassler zu wen­
den, um Verbesserungen zu erzie­
len. Die Assistenten haben kein In­
teresse an zusätzlicher Arbeit und 
schweigen deswegen. Aber daß 
man statt idiotischer Fleißübungen 
wirkliche Übungen durchführen könn­
te, wenn die Vorlesung besser wäre, 
kann man Professor Bassler auch 
schwer verständlich machen.

Sex aus Dänemark
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Umfangreiche Prospekte über Schmalfilme, Fotos, Dias und Maga­
zine sowie Bücher in deutsche^ Sprache. Die Kataloggebühr wird 
beim Kauf angerechnet.

Katalog A 5,— DM
Katalog B 10,- DM
Prachtkatalog 20,— DM
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TEACH-IN 
über Ordnungsrecht

Das Interesse war erstaunlich groß 
(etwa 300 Leute), der Termin war 
unversehens aktuell geworden. Am 
Freitag hielt Assistent Dr. Azzola 
(öffentliches Recht) ein Referat 
über das Ordnungsrecht im _HUG. 
Am Abend vorher hatte es beim 
Versuch, die Folklore des ISK um­
zufunktionieren, Scherben und klei­
nere Raufereien gegeben, Polizei 
war auf dem Hochschulgelände ge­
wesen. Beim teach-in gaben sich 
einige Verbindungsstudenten äu­
ßerst erregt über diesen „SDS-Ter- 
ror“; sie kündigten „hochschulpoliti- 
sche Konsequenzen“ an, was im Zu­

sammenhang nur so verstanden 
werden konnte, daß sie für ein Ord­
nungsrecht sind, solange sie die 
Provokationen linker Gruppen nicht 
als notwendig verstehen. Die Ver­
bindungsstudenten schwanken immer 
noch vom Ordinarien-Saalschutz zum 
Streikposten — und zurück.

Azzola hatte es bei dieser Stimmung 
schwer, mit seinem nüchternen und 
ausführlichen Referat verstanden zu

werden. Die Diskussion zeigte, daß 
viele Studenten Hoffnung auf den 
„legalen“ Widerstand gegen das 
Ordnungsrecht haben, etwa durch 
Verfassungsklagen. Azzolas Hinwei­
se auf den fragwürdigen Ausgang 
des Rechtsweges und dessen lange 
Dauer (ungefähr 4 Jahre) schienen 
wenig Beachtung zu finden. Unge­
wohnt friedfertig und unpolemisch 
gab Azzola den in der Mehrheit 
über die vorabendlichen Zwischen­
fälle kaum informierten Zuhörern 
fast resignierend den Ratschlag, sich 
einmal gründlich Gedanken über die

Wechselwirkung von Gewalt (z. B. 
durch den Gesetzgeber) und Ge­
gengewalt (z. B. durch Studenten) zu 
machen.
Solange das nicht geschehen ist, 
braucht nur irgend jemand „Terror!“ 
zu schreien, und schon fällt bei vie­
len Studenten der Vorhang. Das 
Ordnungsrecht ist auch Gewalt (oder 
Terror), aber viele Studenten sehen 
nur die Aktionen der Studentengrup­
pen, die sich gegen die Gewalt 
wehren. Und mit Schaum vor dem 
Mund läßt sich nicht über das Ord­
nungsrecht diskutieren.

3?«

Welche Studenten, welches Studentenehepaar mit Initiative 
möchte erstklassig im Jugendstil eingerichtetes Lokal, 
Nähe TH, übernehmen.

Rufen Sie bitte Telefon Nr. 8 1 1 1 1  an. Sie erhalten gern 
nähere Information.

W inke ladvokat Pahl

Dr. Azzola (öffentliches Recht)

BUCHBESPRECHUNGEN:
PILOTEN IM PYJAMA—Soldaten funktionieren

Vor etwa einem Jahr, im April 1968, 
lief ein dreiteiliger Filmbericht im 
„Deutschen Fernsehfunk“ der D D R; 
Titel: „Piloten im Pyjam a“ . Interviews 
mit 10 Amerikanern, Piloten, die über 
Nordvietnam abgeschossen worden wa­
ren und dann — im Sommer 1967 — 
zwei Journalisten gegenübersaßen und 
von ihnen ausgefragt und verhört wur­
den. Das Protokoll der Gespräche zu­
sammen mit Briefen der Piloten und 
Schilderungen von den Wirkungen ihres 
militärischen Dienstes sind als Buch er­
schienen:

Walter Heynowski,
Gerhard Scheumann 
PILOTEN IM PYJAMA
Verlag der Nation, Berlin 1968

Situation: In einem Gefangenenlager in 
Nordvietnam melden sich freiwillig — 
über die eigentliche Motivation läßt 
sich wenig sagen — 10 Angehörige der 
US-Streitkräfte, um sich gefilmten In­
terviews zu stellen. Der Kanadier Perry 
Friedman dolmetscht. Heynowski und 
Scheumann fragen mit verteilten Rol­
len, freundlich und gezielt. Hartnäckig 
schildern sie die Situation des Krieges, 
treiben die Piloten in die Enge, ver­
schaffen ihnen Verschnaufpausen, quet­
schen sie aus und lassen jeden am 
Schluß in die Kamera hinein Grüße an 
die Familien in Amerika sprechen. 
Das Protokoll ist, abgesehen von der 
„Kunst“ , die Zwangslage der Amis aus­
zunutzen, kein billiges Propaganda­
werk. Die Männer werden nicht „fair“ , 
aber konsequent und ohne persönliche 
Kompromisse ausgefragt. (Dabei fällt 
es schwer, diese Art und Weise zu 
verurteilen, wenn man sich die auch 
in diesem Buch dargestellten Kriegs­
greuel bewußt macht.)
Einige Passagen der Antworten, bei 
denen der weit vom „Schauplatz“ ent-

fernte Leser oder Zuschauer von allem 
Entsetzen, von aller Moral abstrahie­
ren kann, gestatten es, Einblick zu ge­
winnen in die Gedankengänge der 
Bomberpiloten: Gesichtspunkte der
Ideologie vom „American way of Life“ 
werden erschlossen. Naive, manchmal 
trotz der erschreckenden Taten arglose 
Denkweisen demonstrieren Phantasie­
armut und Harmlosigkeit. Die Piloten 
haben funktioniert, weil sie den Kon­
trast zwischen dem Explodieren von 
Bomben inmitten wehrloser Menschen 
und ihrer eigenen sachlichen Überlegen­
heit nicht bemerken konnten. Sie ha­
ben funktioniert, weil sie in ihrer aus­
gebildeten Einfalt optimal an die be­
fohlene Aufgabe angepaßt waren. 
Pflichtbewußtsein schließt Skrupel aus. 
Die Verhaltensweise, die sie, unsicher 
geworden, auch noch in der Gefangen­
schaft zu verteidigen suchen, verweist 
auf die Möglichkeit, ordentliche und 
normale Menschen zum Kriegshandwerk 
einzuspannen. Mit solchen Leuten läßt 
sich militärisch operieren; sie sind pro­
grammierbar. Von einer „positiv“ mo­
tivierenden Ideologie geprägt Stellen 
sie sich willig, mit eigenartiger Be­
gründung in den Dienst der Sache. 
Schon 1965 hatten Heynowski und 
Scheumann in ähnlicher Weise den 
deutschen Major Siegfried Müller dazu 
veranlaßt, seine starrsinnige Verhal­
tensweise und konfuse Vorstellungswelt 
zu offenbaren. Der Film wurde im 
Studentischen Filmkreis der THD ge­
zeigt. Auch von ihm gibt es ein Proto­
koll:

Walter Heynowski,
Gerhard Scheumann 
DER LACHENDE MANN -  
Bekenntnisse eines Moders 
Verlag der Nation, Berlin 1966 
M 4 ,-

Wer sich heute diese Protokolle zu Ge-

müte führt — die Ähnlichkeiten der 
Ideen der Piloten und des Kongo-Mül­
ler sind verblüffend, aber nicht rein 
zufällig — bemerkt erschrocken, welche 
Perspektiven „kapitalistisch-freiheitli­
che“ Staatsordnungen ermöglichen und 
fördern. Manche als phrasenhafte Vo­
kabeln abgetane Begriffe wie „Impe­
rialismus, Neokolonialismus oder Ent­
fremdung“ können auf einmal persön­
liches Verhalten beschreiben. Die ame­
rikanischen Krieger und der deutsche 
Söldner benehmen sich extrem system­
konform; Bewußtsein und das morali­
sche Urteil der einzelnen sind einge­
engt zugunsten ihrer Funktionsfähig­
keit.
Wie krampfhaft und erfolgreich gerade 
solche Aspekte in der Bundesrepublik 
verdrängt werden, zeigt die veröffent­
lichte Reaktion, nachdem der Film im 
„Ostfernsehen“ vorgeführt worden war. 
Empörung und erhabenes Verschweigen 
als Antwort auf den „lachenden Mann“ 
in der Bundesrepublik sind gesammelt

Otto Köhler 
KONGO-MÜLLER oder 
Die Freiheit, die wir verteidigen 
Verlag Bärmeier & Nikel, Frank­
furt 1967

Als Pardon-Dokument aufgemacht soll­
te es ursprünglich auch das Protokoll 
des Interviews mit Müller enthalten. 
Weil aber ein Beitrag Alexander Mit­
scherlichs das Mißvergnügen der Verle­
ger aus „Berlin — Hauptstadt der 
D D R “ erregte, schildert das Buch Re­
aktionen, psychopathische Verdrängun­
gen zweier Aussagen: Menschen funk­
tionieren, wenn ihnen eine gemeinsame 
Ideologie cingeprägt wurde; faschisti­
sche Verhaltensweisen sind Bestandteile 
„unserer“ freiheitlich-demokratischen 
Ordnung.

Seit kurzem nehmen in den Sitzun­
gen der Fakultät MB die beiden 
Studentenvertreter nicht mehr an 
den Abstimmungen teil. Dieser von 
den Fachschaftsmitgliedern am 8. 5. 
gefaßte Beschluß wurde von einer 
Vollversammlung bestätigt.

Konkreter Anlaß zu diesem spekta- 
lurären Schritt war die Tatsache ge­
wesen, daß die Ordinarien weder 
bereit \4 fen , sich mit dem Inhalt 
des vo^^einer Senatskommission 
ausgearbeiteten HUG-Papieres aus­
einanderzusetzen, das nach Maßga­
be des Senats in allen Fakultäten 
behandelt werden sollte, noch über­
haupt d^fcn Winter beschlossenen 
Satzung^Wormen für verteidigens- 
wert hielten. Eine diesbezügliche 
Abstimmung erbrachte nur Nein­
stimmen.
Die Fachschaft faßte daraufhin den 
Entschluß, sich so lange an keiner 
Abstimmung mehr zu beteiligen, 
bis eine Majorisierung durch eine 
Gruppe in der Fakultät nicht mehr 
möglich sei. (Derzeitiges Stimmver­
hältnis: 19 Ordinarien, zwei Nichtor­
dinarien, ein Assistent und zwei 
Studenten)
Auch die zur Bestätigung dieses 
Beschlusses einberufene Vollver­
sammlung mochte den Beteuerun­

gen des Dekans (Prof. Pahl) nicht 
glauben, man versuche nach altaka­
demischem Brauch stets solange zu 
diskutieren und zu modifizieren, bis 
alle zustimmen könnten; die Tat­
sachen sprachen dagegen. Fach­
schaftsleiter Schröder: „Wir können 
überhaupt nichts machen.“ Der Be­
schluß der Fachschaft wurde gutge­
heißen.
In der nächsten Fakultätssitzung 
verhärteten die Fronten sich noch 
mehr: Mit dem Argument, die Sat­
zung sehe bei Abstimmungen nur 
Ja- und Nein-Stimmen sowie Ent­
haltungen vor, aber keine Nichtbe­
teiligung, verwies Pahl die Studen­
tenvertreter Schröder und Acker, die 
an den Beratungen weiterhin teil­
nehmen wollten, des Tisches. Die 
beiden Studenten schickten sich 
murrend, holten aber postwendend 
beim Rechtsrat Auskunft ein. Auch 
Dekan Pahl suchte beim Oberstaats­
anwalt um Rat nach und mußte er­
fahren, daß er zu weit gegangen 
war. Per Hauspost bot er den Stu­
dentenvertretern eine Neuauflage 
der Sitzung an.
Fachschaftsleiter Schröder will je­
denfalls so bald keiner Rechtsaus­
legung Pahls mehr glauben: „Lieber 
lasse ich mir von Schultz ein Ge­
triebe bauen.“

So
leben

moderne
Menschen

. . .  sauber, hygienisch, ohne Rauch, RuB und Asche, 
in behaglich warmen Räumen. Ohne eine Hand zu 
rühren, vollkommen automatisch erfolgt das 
Aufladen der Heizgeräte mit verbilligtem Strom — 
nachts und auch am Tage. Die Wärme wird im 
Kern der Geräte gespeichert und nach Bedarf, 
für jede gewünschte Raumtemperatur entnommen.

Elektro-
Speicher
Heizung
HESSISCHE 
ELEKTRIZITÄTS -AG

E Z
68
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Der heilige Wissenschaftsrat
„Kultusministerkonferenz m it anderer Geschäftsordnung" 

Staatsbürokratie und Industrie machen Hochschulreform

Bei der 1. Lesung der hessischen 
Hochschulgesetze (HHG II und 
HUG) hielt Kultusminister Schütte 
eine feingeistige Einbringungsrede, 
in der er immer wieder Bezug auf 
die Empfehlungen des Wissen­
schaftsrats nahm. Was der Wissen­
schaftsrat macht, ist das Beste vom 
Besten, so muß man annehmen; er 
ist ein honoriges Gremium, das sich 
in uneigennütziger Weise wertvolle 
Gedanken zur Hochschulreform 
macht — in Schüttes Diktion:
„. . .  Man hört seit einiger Zeit nicht 
selten einen Lobpreis des Hessi­
schen Hochschulgesetzes vom 16. 5. 
1966, — es reiche aus, alle notwen­
digen Reformen ins Werk zu setzen. 
Aber diese an sich richtigen Ein­
sichten kommen zu spät. Längst 
stehen andere Regelungen zur Dis­
kussion und Entscheidungen, beson­
ders die, die aus dem innersten 
Kreis repräsentativer Professoren 
stammen, — ich nenne vorweg die 
Empfehlungen der wissenschaftli­
chen Kommission des Wissen­
schaftsrates, wie sie vom Plenum 
des Wissenschaftsrates angenom­
men wurden.“
Das zergeht einem förmlich auf der 
Zunge: Zwar an sich richtige Einsich­
ten, aber da gibt es einen innersten 
Kreis repräsentativer Professoren, 
und schon ist das HUG begründet. 
Kein Wunder, alle Kultusminister, 
also auch Honorarprofessor Schütte, 
gehören dem wundersamen Kreis 
an.
Im Jahr 1957 wurde zwischen Bund 
und Ländern ein Verwaltungsab­
kommen zur Errichtung des Wissen­
schaftsrates unterzeichnet. Der Wis­
senschaftsrat erstellt Koordinier­
rungspläne zur Finanzierung des 
Wissenschafts- und Forschungsbe­
triebes und zur Struktur der Wissen­

schaftsinstitutionen. Bund und Län­
der müssen die Vorschläge bei der 
Aufstellung ihrer Haushaltspläne be­
rücksichtigen. Somit ist sicherge­
stellt, daß auch brav das gemacht 
wird, was sich der Wissenschafts­
rat vorstellt. Abweichungen haben 
keine Chance der Realisierung. 
Die TH Darmstadt hat es zu spü­
ren bekommen: Der Aufnahmestop 
ist ja nicht von ungefähr nötig ge­
worden, es fehlt eine Menge Geld. 
Von Interesse ist die Zusammen­
setzung des einflußreichen Gremi­
ums. Dem Wissenschaftsrat gehören 
an:
•  6 Vertreter der Bundesregierung 

(mit zusammen 11 Stimmen);
•  aus j^lem  der 11 Bundesländer 

je ein Vertreter;
•  16 Vertreter der Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen;
•  6 Persönlichkeiten des öffentli­

chen Lebens.
Die Vertreter des Bundes waren bis­
her Staatssekretäre oder, in Vertre­
tung, hohe Ministerialbeamte. Die 
Länder schicken ausnahmslos ihre 
Kultusminister, die im Wissen­
schaftsrat die Kuftusministerkonfe- 
renz fortsetzen können, mit anderer 
Geschäftsordnung allerdings: die
KMK kann Empfehlungen und Richt­
linien nur ohne Gegenstimme be­
schließen.
Die 16 Professoren werden von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft, 
der Max-Planck-Gesellschaft und 
der Westdeutschen Rektorenkonfe- 
renz nominiert. Es ist kein Zufall, 
daß die drei Präsidenten dieser In­
stitutionen kürzlich den Untergang 
der deutschen Wissensch^i voraus­
sagten, weil den Assis^^en und 
Studenten jetzt ein wenig Mitbe­
stimmung eingeräumt werden soll — 
bekanntlich belegte einer von ihnen

diese Prognose mit dem verlogenen 
Brief des Darmstädter Ordinarius 
Hafner, der genau wußte, wo er 
Studenten und Assistenten erfolg­
versprechend anschwärzen konnte. 
Die einzelnen Hochschulen, die von 
den Empfehlungen des Wissen­
schaftsrates weitreichend betroffen 
sind, haben selbstverständlich kei­
nen Einfluß auf die Auswahl der Pro­
fessorengruppe.
Die „öffentlichen Lebemänner“ sind 
die robusten Spitzenbosse der Elek­
tro-, Maschinenbau- und Chemie­
branche, denen an einer kritischen 
Wissenschaft nicht viel liegen kann. 
Die Verfilzung der Staatsbürokratie 
und der Industrie ist im Wissen­
schaftsrat auf das Glücklichste ge­
lungen. Und dieses Gremium macht 
Vorschläge zur Umstrukturierung der 
Hochschulen, Kapazitätsberechnun­
gen und Vorschläge zur Neugestal­
tung des Studiums.
Das alles wird prompt von den Kul­
tusbehörden übernommen, als wäre 
es der Weisheit letzter Schluß. 
Kurzstudium, Herausprüferei, kein 
Geld für die TH Darmstadt, HUG: 
Man braucht sich nur die Zusammen­
setzung des Wissenschaftsrates an­
zuschauen, um es zu verstehen. 
Aber bei Schütte ist es „der inner­
ste Kreis repräsentativer Professo­
ren“, und er meint es nicht in der 
feinen Ironie des humanistischen 
Bildungsbürgers.
Das HUG ist keine Ironie, sondern 
bitterster Ernst. Es ist nur Galgen­
humor, wenn im kleinen Senat und 
in den Fakultäten geflaxt wird, der 
Wissenschaftsrat müsse endlich hei­
lig gesprochen werden. Eine solche 
Ehrung erfährt in der Regel nur, 
dessen Ableben bereits erfolgt ist. 
Der Wissenschaftsrat ist noch ziem­
lich rüstig.r© Mittwochprogramm

- v / " '

11. 6.69 KING AND COUNTRY
Großbritannien; Regie: Joseph Losey

18. 6.69 CHIKAGO
USA; Regie: Michael Curtiz 

25. 6.69 SONDERVERANSTALTUNG 
zum Hochschulfest 

2. 7. 69 EIN LIEBESFALL
Jugoslawien; Regie: Dusan Makavejev

9. 7. 69 MAMMA ROMA
Italien; Regie: Paolo Pasolini 

16. 7.69 KILLING USA; Regie: Stanley Kubrick

Die Veranstaltungen finden mittwochs um 16.00, 18.30 und 
21.00 Uhr im Wilhelm-Köhler-Saal im Hauptgebäude der 
Technischen Hochschule statt.

darmstädter
studenten­

filmtage

14. -17. Juni 1969

Veranstaltet vom 
Studentischen Filmkreis 
der TH Darmstadt

Telefon; (0 61 51)16 33 39

Darmstädter Gegenrelegation
Beschluß des Senates vom 2. Juni

An anderen Hochschulen, so in Ber­
lin, Marburg und Frankfurt, läuft die 
Relegationswelle gegen engagierte 
Studenten, erst richtig an. Hier an 
der TH ist man über dieses Sta­
dium der Ordinarien-Rache inzwi­
schen hinaus. Der Senat und der 
Große Senat haben das studentische 
Ordnungsrecht strikt abgelehnt. Und 
auf seiner Sitzung am 2. Juni be­
schloß der Senat konsequent, daß 
die an anderen Hochschulen rele­
gierten Studenten sich in Darm­
stadt immatrikulieren können. Die 
Frankfurter Rundschau fand es so 
bemerkenswert, daß sie darüber 
auf der 1. Seite berichtete: „Zu­
flucht für relegierte Studenten“.

Nach anfänglichen Verständnis­
schwierigkeiten bei einigen Profes­
soren — die Studentenvertreter hat­
ten eine längere Beschlußvorlage

im linken Jargon eingebracht — 
wurde der folgende Beschluß mit 19 
Stimmen bei einer Gegenstimme 
und einer Enthaltung angenommen: 
„Relegationen von einer Hochschule 
aus hochschulpolitischen Gründen 
stellen bei der Immatrikulation an 
der Technischen Hochschule Darm­
stadt keinen Hinderungsgrund dar.

Außerdem entspricht es den Vor­
stellungen des Senats und des Gro­
ßen Senats, daß an die Stelle des 
studentischen Disziplinarrechts und 
an die Stelle des im HUG-Entwurf 
vorgesehenen studentischen Ord­
nungsrechts von der Hochschule 
selbst gesetzte allgemeine Ord­
nungsvorschriften treten sollen.“

Die Gegenstimme kam übrigens 
vom ET-Studentenvertreter Seidel, 
der trutzig für einen ausführlicheren

Beschluß focht. Übereinstimmung 
herrschte im Senat darüber, den re­
legierten Studenten die Eingliede­
rung ins Studium weitgehend zu er­
leichtern (Anerkennung von Vor­
leistungen, Aufnahme auch während 
des laufenden Semesters).

Die Zahl der zur THD „flüchtenden“ 
Studenten wird klein sein. Wichti­
ger ist die Absichtserklärung der 
Senate, statt eines speziellen stu­
dentischen Ordnungsrechts eine für 
alle Hochschulangehörigen gültige 
Hausordnung zu schaffen, die keine 
Sanktionen vorsieht, die über die 
des Strafrechts noch hinausgehen; 
die Doppelbestrafung wird abge­
lehnt. Und daß in Darmstadt in Zu­
kunft Studenten hinausgeworfen 
werden, weil sie für Reformen 
kämpfen, ist nach dem jetzigen 
Stand unwahrscheinlich.

Hessisches
Uniformitäts
Gesetz

SCHLITZOHRIGKEITEN
Kein Ende im Fall Hafner

Nachdem sich die Fakultät Chemie 
geweigert hatte, zu einem die Assi­
stenten und Studenten sowie die 
THD verleumdenden Brief des Che­
mie-Ordinarius Hafner angemessen 
Stellung zu nehmen, nahm sich der 
Senat am 12. Mai der Angelegen­
heit an. Er verfaßte eine längere 
Richtigstellung und bat Hafner, sie 
den Adressaten seines Briefes um­
gehend zuzustellen. Die Richtig­
stellung sollte außerdem der Presse 
übergeben werden. Unter dieser 
Voraussetzung verzichteten die Se­
nats-Professoren auf weitere Maß­
nahmen gegen Hafner selbst.
Am 17. Mai schrieb Hafner an die 
„sehr geehrten Herren Kollegen“ — 
Empfänger sind laut Hafner Che- 
miepr^tessoren und die Repräsen- 
tanteÉ B br Chemischen Industrie — 
einen zweiten Brief, der aus der 
langen Latte von Unwahrheiten im 
ersten Brief nur einen einzigen 
Punkt verklausuliert korrigierte, da­
für aber eine ganze Reihe weiterer 
Halb\JÄfcheiten und Unwahrheiten 
enthi^^D as ging soweit, daß Haf­
ner von sich aus am 21. Mai einen 
dritten Brief (Besetzung des Klei­
nen Senats) nachschob, in dem er 
eine der Falschdarstellungen des

zweiten zurücknahm, trotz der Kürze 
aber wieder eine Unkorrektheit-un­
terbrachte. Hafner hat darin inzwi­
schen einige Routine.

Tatsächlich hatte das alte Direktori­
um (Brader, Schultz und Rohmert) 
ganz vergessen, die Senatsrichtig­
stellung Hafner und der Presse zu­
zustellen. Das neue Direktorium, auf 
den „Fehler mit System“ des alten 
hingewiesen, bat Hafner am 27. Mai, 
endlich die Senatsrichtigstellung zu 
verschicken. Hafner gab vor, sie 
nicht zu kennen (was nicht stimmte), 
und lehnte das außerdem ab. Dafür 
bot er Rektor Guther den Verteiler 
seiner Briefe an, allerdings nur 
streng vertraulich. Guther mußte das 
ablehnen.

Vielleicht ist die Richtigstellung in­
zwischen verschickt, aber wer kann 
Hafner noch glauben, daß sie alle 
Empfänger des ersten Briefes erhal­
ten haben? Die Dummen bleiben die 
verleumdeten Assistenten und Stu­
denten sowieso, da helfen auch 
echte Richtigstellungen nicht mehr. 
Wenn es gut geht, geht Hafner — 
hoffentlich bald. Die Fakultät Che­
mie ist auch ohne Herrn Hafner 
schon schlimm genug.

Arbeitsgruppe Hafner
Die Arbeitsgruppe „Von Hafner zur 
Institutssatzung“ fand naturgemäß 
viel Interesse.
Die Basisgruppe Chemie erläuterte 
am ersten Tag ihr Modell, worüber 
anschließend diskutiert wurde. Im 
Institut und im Lehrstuhl fallen die 
Entscheidungen, die den Studenten 
an seinem Arbeitsplatz direkt be­
treffen. Hier herrschen die Ordina­
rien so uneingeschränkt wie eh und 
je, praktisch nur durch Beamtenrecht 
und Hochschulsatzung gebunden. 
Auch hier paritätische Gremien zu 
schaffen, ist daher das wichtigste 
Nahziel der Studenten. Das Modell 
der Basisgruppe stützt sich auf die 
Satzung des Otto-Suhr-Institutes in 
Berlin. Drei Organe soll es künftig 
im Institut geben: Institutsvollver­
sammlung, Institutsrat und Instituts­
leitung. Offen blieb dabei, ob man 
die Vollversammlung nicht durch 
Gruppenvollversammlungen von Pro­
fessoren, Assistenten und Studenten 
ersetzen und ob die Leitung ein pa­
ritätischer Rat oder nur ein Instituts­
direktor sein soll. Einig war man 
sich über das entscheidende Kon- 
trollgremium: den paritätisch besetz­
ten Institutsrat, bei dem alle wichti­
gen Entscheidungen über Lehrpläne, 
Berufungskommissionen oder Haus­
haltsplan liegen.
Die Vollversammlung soll die Satz­
ung beschließen bzw. die Gruppen­

vollversammlungen die Mitglieder 
des Rates wählen. Die Exekutivauf­
gaben fallen der Leitung zu.
Der zweite Tag zeigte die Grenzen 
eines solchen Modells, die von den 
konkreten politischen Möglichkeiten 
gesetzt werden.

Das beginnt mit der Frage nach den 
Haushaltsmitteln, setzt sich fort mit 
der Verknüpfung des Instituts mit 
der Industrie und endet schließlich 
beim niedrigen Bewußtseinsstand 
seiner Mitglieder. Es wurde vermu­
tet, daß ein gerechtes demokrati­
sches Modell erst in einer veränder­
ten Gesellschaftsordnung möglich 
sein werde.

Am dritten Tag wurde der Einfluß 
der Studenten auf die Forschung im 
Institut diskutiert. Man war sich all­
gemein einig, daß dieser Einfluß 
größer werden muß. Konkrete Vor­
stellungen konnten nicht erarbeitet 
werden, weil die besser informierte 
Gruppe der Assistenten und Dokto­
randen nicht bereit war, an einem 
Satzungsmodell mitzuarbeiten.
Hier zeigte sich die größte Gefahr 
einer Institutssatzung: Einige Stu­
denten waren allzu bereit, sie den 
gegenwärtigen Verhältnissen anzu­
passen. Damit droht die Instituts­
reform rein formal zu bleiben und 
die Ordinarienherrschaft zu zemen­
tieren.

U N I O N - T A N K D I E N S T
sucht in den Semesterferien 2 Studenten als Arbeiter 

sehr gute Bezahlung
täglich von 8.00 — 9.00 Uhr zu erfragen bei 

LÄUFER, HOFMANN & Co., Gernsheim, Telefon 06258/313


